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Die 11. Tagung der Volkskammer der DDR findet am 
Donnerstag, den 7. Juni 1990, um 10.00 Uhr statt.

Ende der Tagung: 11.10 Uhr

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Verehrte Abgeordnete! Meine Damen und Herren! Die 10. Ta­
gung der Volkskammer der Deutschen Demokratischen Repu­
blik ist eröffnet.

Unser herzliches Willkommen gilt den Gästen unserer Ta­
gung, darunter Mitgliedern des Diplomatischen Korps.

Verehrte Abgeordnete! Ihnen liegt die Tagesordnung für die 
heutige Plenartagung vor. Ich verlese die Tagesordnung:

1. Antrag des Ministerrates der Deutschen Demokratischen 
Republik - Gesetz über die Inkraftsetzung von Rechtsvorschrif-

n der Bundesrepublik Deutschland in der Deutschen Demo­
kratischen Republik

- 1. Lesung -
verzeichnet in der Drucksache Nr. 29

2. Antrag des Ministerrates der Deutschen Demokratischen 
Republik - Gesetz über die Grundsätze des Finanzwesens der 
Deutschen Demokratischen Republik
- 1. Lesung -
verzeichnet in der Drucksache Nr. 47

3. Antrag des Ministerrates der Deutschen Demokratischen 
Republik - Gesetz über den Rechnungshof der Republik
- 1. Lesung -
verzeichnet in der Drucksache Nr. 48

4. Antrag des Ministerrates der Deutschen Demokratischen Re­
publik - Gesetz über die Grundsätze des Haushaltsrechts der Repu­
blik und der Länder in der Deutschen Demokratischen Republik
- 1. Lesung -
verzeichnet in der Drucksache Nr. 49 und

5. Antrag des Ministerrates der Deutschen Demokratischen 
''epublik - Gesetz über die Haushaltsordnung der Republik

._A. Lesung -
verzeichnet in der Drucksache Nr. 50.

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 1 auf:

Antrag des Ministerrates der Deutschen Demokratischen 
Republik - Gesetz über die Inkraftsetzung von Rechtsvor­
schriften der Bundesrepublik Deutschland in der Deut­
schen Demokratischen Republik (1. Lesung)
(Drucksache Nr. 29).

Dazu liegt Ihnen die Drucksache Nr. 29 mit Anlagen zur Wäh- 
rungs-, Wirtschafts- und Sozialunion vor. Das Präsidium hat sich 
auf folgende Verfahrensweise verständigt: Zunächst wird der 
Minister der Justiz eine ausführliche Begründung abgeben. In 
der folgenden Aussprache hat jede Fraktion bis zu 15 Minuten 
Redezeit. Die Reihenfolge wird durch mich festgelegt.

Weiter empfiehlt das Präsidium, den Antrag des Ministerrates 
einschließlich aller Anlagen an alle Ausschüsse - außer Aus­
schuß Wahlprüfung, Geschäftsordnung, Immunität und Peti­
tionsausschuß - zur weiteren Behandlung zu überweisen. Feder­
führend soll der Rechtsausschuß sein.

Ich erteile dem Minister der Justiz, Herrn Prof. Dr. Kurt Wün­
sche, das Wort.

Prof. Dr. Wünsche, Minister der Justiz:

Frau Präsidentin! Verehrte Abgeordnete! Der Vertrag über 
die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion 
zwischen der Deutschen Demokratischen Republik und der 
Bundesrepublik Deutschland vom 18. Mai 1990 ist mit dem er­
klärten Ziel unterzeichnet worden, in Freiheit die Einheit 
Deutschlands in einer europäischen Friedensordnung alsbald zu 
vollenden.

Die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion 
soll nach übereinstimmendem Willen der vertragsschließenden 
Seiten ein erster bedeutsamer Schritt in Richtung auf die Her­
stellung der staatlichen Einheit als Beitrag zur europäischen 
Einigung sein.

Der Vertrag ist von dem gemeinsamen Willen getragen, die 
Marktwirtschaft als Grundlage für die weitere wirtschaftliche 
Entwicklung mit sozialem Ausgleich und sozialer Absicherung 
sowie Verantwortung gegenüber der Umwelt in der Deutschen 
Demokratischen Republik einzuführen und auf diesem Wege 
Voraussetzungen für eine Verbesserung der Lebens- ünd Be­
schäftigungsbedingungen der Bevölkerung zu schaffen.

Eine Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion mit einem ein­
heitlichen Währungsraum im Gebiet beider deutscher Staaten 
und einer einheitlichen Wirtschaftsordnung erfordert zwingend 
entsprechende stabile rechtliche Grundlagen. Sie sollen den Er­
fordernissen des Lebens und der Wirtschaft gerecht werden, 
möglichst einheitlich sein und den neuen Anforderungen an 
Rechtstaatlichkeit und Rechtssicherheit entsprechen.

Notwendig ist zudem - und gerade das ist mit Blick auf die 
künftige Entwicklung von besonderem Gewicht -, die möglichst 
konfliktfreie Anwendung des Rechts der europäischen Gemein­
schaft nach Herstellung der deutschen Einheit vorzubereiten 
und zu gewährleisten. Das sind die wichtigsten Gründe dafür, 
daß der Staatsvertrag insbesondere in seinen Artikeln 3 und 4 
wichtige Grundregeln für die Schaffung der erforderlichen 
Rechtsgrundlagen und die notwendige Rechtsanpassung er­
hält.

In diesem Zusammenhang steht der Ihnen zur heutigen Bera­
tung vorliegende Entwurf des Gesetzes über die Inkraftsetzung 
von Rechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutschland in der 
Deutschen Demokratischen Republik. Es handelt sich hier um 
den ersten Gesetzentwurf im Rahmen des jetzt notwendigen 
umfassenden Gesetzgebungsprogramms zur Realisierung des 
Staatsvertrages.

In Durchführung des Artikels 3, Satz 2, des Staatsvertrages 
werden mit diesem Gesetz die in der Anlage 2 des Staatsvertra­
ges aufgeführten Gesetze oder Gesetzesteile der Bundesrepu­
blik Deutschland in ihrer geltenden Fassung in der DDR in Kraft 
gesetzt.

Die Rechtsordnung der DDR verfügt heute über keine ausrei­
chenden rechtlichen Grundlagen für die soziale Marktwirt­
schaft. In der Bundesrepublik Deutschland liegen dazu histo­
risch gewachsene und in der Praxis bewährte Rechtsvorschrif­
ten vor. Im Interesse der möglichst schnellen Schaffung einheit­
lichen Rechts auf den Gebieten des Währungs-, Kredit-, Geld- 
und Münzwesens sowie der Wirtschafts- und Sozialunion kön­
nen diese Gesetze mit den erforderlichen Überleitungsvor­
schriften durch die DDR übernommen werden.

Die hiermit erstrebte Schaffung weitgehend einheitlichen 
Rechts in beiden deutschen Staaten ist ein zwingendes prakti­
sches Erfordernis und auch die allein vertretbare Lösung.

Die im Entwurf des Gesetzes in Übereinstimmung mit der An­
lage 2 des Staatsvertrages in der DDR in Kraft zu setzenden Ge­
setze der Bundesrepublik enthalten Ergebnisse der in den Euro­
päischen Gemeinschaften vorgenommenen Rechtsharmonisie­
rung. Mit der vorgesehenen Rechtsanpassung orientiert sich die 
Rechtsordnung der DDR damit also zugleich auf zentralen Fel­
dern an der Rechtsentwicklung der Europäischen Gemeinschaf­
ten.
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